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Frau Ministerin, Sie waren 
von der 14. bis einschließlich 
der 19. Legislaturperiode, also 
1998 bis 2021 Mitglied des 
Deutschen Bundestages und 
haben in diesen über 20 Jah-
ren auch fast immer Rechts-
politik betrieben. Wie blicken 
Sie auf diese Zeit als rechtspo-
litisch bewegte Abgeordnete?
Als ich 1998 zum ersten Mal in 
den Bundestag gewählt wurde, 
war unser Land noch ein ande-
res. Wirtschaftlich und gesell-
schaftlich herrschte quasi Stillstand. Viele Dinge, die unser Leben 
heute prägen, waren damals noch Zukunftsmusik: KiTa-Plätze für 
Kinder unter drei Jahren und Ganztagsbetreuung, Atomausstieg 
und Energiewende, Elterngeld, Mindestlohn oder Grundrente. Auch 
und gerade rechtspolitisch haben wir in dieser Zeit viel bewegt: 
ein modernes Familienrecht, die Ehe für alle, die Gesetze für mehr 
Frauen in Führungspositionen oder auch das Netzwerkdurch-
setzungsgesetz. Ich bin stolz darauf, dass ich an diesen Erfolgen 
mitwirken durfte. Sie sind das Ergebnis großer Beharrlichkeit und 
harter Arbeit. Aber klar ist auch, dass ich mir in vielen Bereichen 
noch mehr Fortschritt gewünscht hätte: etwa bei der Gleichstellung.

Als Sie als junge Rechtsanwältin in die Politik gingen, was hat 
Sie dazu motiviert?
Wenn ich einen Missstand sehe, dann treibt es mich um, bis ich 
eine pragmatische Lösung finde. Als ich noch zur Schule ging habe 
ich gemeinsam mit Gleichgesinnten gegen das Atomkraftwerk in 
meiner Heimat demonstriert und politische Aktionen gestartet. So 
bin ich schon als Schülerin zu den Jusos gekommen. Als Studentin 
habe ich dann erstmals auch ein politisches Amt übernommen, 
wurde Stadtverordnete in Viernheim, wo ich unter anderem ein 
Gleichstellungsbüro mit initiiert und flexible Kinderbetreuung 
organisiert habe. Nach 15 Jahren in der Kommunalpolitik, auch 
als Mitglied des Kreistags der Bergstraße, habe ich dann 1998 
erstmals für den Bundestag kandidiert. Damals war ich seit drei 
Jahren Rechtsanwältin. Meine grundsätzlichen Vorstellungen und 
Ideale sind über all diese Zeit gleich geblieben: Ich möchte in einer 
Welt leben, in der die Umwelt Intakt ist, in der alle Menschen 
die gleichen Chancen haben, in der die Stärke des Rechts über 
dem Recht des Stärkeren steht.

Sie sind noch in Ihrer Schulzeit in die SPD eingetreten. Hat Ihr 
politisches Interesse bei der Wahl Ihres Studiums eine Rolle 
gespielt?
Auf jeden Fall! Ich habe Jura studiert, weil es mir um Gerechtig-
keit geht und weil ich weiß: Das Recht ist eines der wichtigsten 
Mittel, um unsere Gesellschaft gerechter zu machen. Und das 
auf so vielen Wegen: Recht schlichtet Streit, etwa vor Gericht. 
Recht schützt und formt das Gemeinwohl, bindet zum Beispiel 
große wirtschaftliche Vorhaben wie den Bau eines Kraftwerks 
an die Belange des Umwelt- und Naturschutzes. Und wenn 
wir Dinge verändern und das Leben der Menschen verbessern 
wollen, dann müssen wir sehr oft als erstes das Recht ändern. 
Recht und Politik gehören für mich schon immer eng zusammen.

Auf welche Aspekte Ihrer Arbeit heute hat die juristische Aus-
bildung Sie gut vorbereitet und auf welche nicht?
Als Juristin lernt man, sehr strukturiert zu arbeiten, in allen 
Bereichen. Darüber hinaus spielt das Recht fast überall und 
gerade auch im Verteidigungsministerium eine große Rolle. 
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik ist zu einem großen Teil 
Völkerrecht, Mandatsrecht für die Einsätze im Ausland, Haus-
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haltsgesetzgebung, Dienstrecht für Hunderttausende Beschäftigte, 
Wehrrecht, Baurecht und vieles mehr. Ganz konkret helfen mir 
zum Beispiel Kenntnisse vom Vergaberecht. Denn gerade hier hat 
es neben der finanziellen Ausstattung der Bundeswehr gehapert. 
Das im Juli beschlossene Beschaffungsbeschleunigungsgesetz hilft, 
die dringend benötigte Ausrüstung für unserer Truppe schneller 
beschaffen zu können. Und ganz aktuell arbeiten wir, um ein 
zweites Beispiel zu nennen, an einem neuen soldatenrechtli-
chen Entlassungstatbestand, damit wir Extremisten schnell und 
konsequent aus der Bundeswehr entfernen können. Bei diesen 
Rechtsthemen kommt mir meine juristische Ausbildung natürlich 
zugute. Auch meine Erfahrung als Rechtsanwältin hilft mir sicher 
bei der ein oder anderen politischen Verhandlung. Aber zu guter 
Politik gehört natürlich viel mehr, vor allem das Interesse an 
den Menschen und ihren Problemen oder auch eine ordentliche 
Portion Beharrlichkeit. Beides kann man nicht studieren. (lacht)

Wie erleben Sie Politik heute, Sie selbst sind ja beispielsweise 
auch in den sozialen Medien aktiv und als Frau und Politikerin 
dort auch Anfeindungen ausgesetzt. Hat sich da etwas Grund-
legendes verändert? Wie sollte Politik und Gesellschaft mit 
Hass im Netz umgehen?
Tatsächlich erhalte ich wie so viele politisch und gesellschaftlich 
engagierte Menschen im Netz viele Drohungen und Anfeindun-
gen. Der Hass im Netz, rechtsextremistische, antisemitische und 
sexistische Hetze greifen um sich. Dem müssen wir als Gesell-
schaft entschlossen entgegentreten, präventiv und repressiv. Es 
muss klar sein: Die Meinungsfreiheit endet dort, wo Beleidigun-
gen, Bedrohungen und Einschüchterungen beginnen. Das muss 
unser Rechtsstaat durchsetzen, auch im Netz. Das Gesetzespaket 
gegen Rechtsextremismus und Hasskriminalität, das ich als Jus-
tizministerin auf den Weg gebracht habe, war da ein wichtiger 
Schritt. In meinem politischen Alltag, in den vielen persönlichen 
Gesprächen, die ich führe, erfahre ich zum Glück viel Zuspruch – 
und wenn Kritik, dann meist konstruktive Kritik und jedenfalls 
immer respektvoll. Das gehört in einer Demokratie dazu. Kritik 
und Widerspruch erzeugen die Reibung, die für ausgewogene 
politische Entscheidungen unbedingt notwendig ist. 

In Ihren Rollen als Bundesjustizministerin, als Familien- und 
Frauenministerin und auch während Ihrer Zeit im Bundes-
finanzministerium haben Sie immer auch einen Fokus auf 
frauen- und gleichstellungspolitische Themen gesetzt. Wie 
wichtig sind Ihnen diese Themen auch in Ihrer neuen Rolle im 
Bundesverteidigungsministerium? Welche konkreten Ände-
rungen streben Sie als Bundesverteidigungsministerin für das 
Thema Gleichstellung an? 
In der Bundeswehr bin ich für rund 260.000 Menschen verant-
wortlich. Es ist ein grundlegendes Gebot der Gerechtigkeit und 
für mich eine Selbstverständlichkeit, dass hier Frauen die gleichen 
Chancen haben müssen wie Männer. Und es ist übrigens auch ein 
Gebot der Notwendigkeit. Der brutale russische Angriffskrieg 
führt uns eines schmerzhaft vor Augen: Wer in Freiheit leben 
will, braucht militärische Stärke, um diese Freiheit zu schützen. 
Wir brauchen eine starke, voll einsatzbereite Bundeswehr. Und 

die gibt es nur mit starkem Personal. Wie wollen wir ausreichend 
qualifizierte und motivierte Menschen für uns gewinnen, wenn 
wir Frauen nicht von uns überzeugen können? Wir versuchen 
sehr intensiv, den Frauenanteil in der Bundeswehr zu erhöhen. 
Das Ministerium ist viel weiblicher geworden, als es das noch vor 
20 Jahren war. Wir achten sehr darauf, dass Frauen in Uniform 
Karriere machen können und unterstützen die Vereinbarkeit 
von Familie und Soldatenberuf – auch für Väter. Und wir sind 
hoch wachsam, damit Kameradschaft in der Truppe nicht durch 
Sexismus und Benachteiligung von Frauen vergiftet wird. Auch 
unsere Diversitätspolitik macht die Bundeswehr heute zu einem 
modernen Arbeitgeber.

Der Koalitionsvertrag der Ampel strebt eine feministische Au-
ßenpolitik an. Was verstehen Sie darunter und was bedeutet 
das konkret für das Verteidigungsressort? 
Für mich ist das ein universelles Prinzip, egal für welchen Bereich 
der Politik: Nachhaltige Politik geht nur mit Frauen, niemals 
über ihre Köpfe hinweg. Und das gilt natürlich auch für Dip-
lomatie, internationale Friedens- und Klimaschutzpolitik und 
die Entwicklungszusammenarbeit. Feministische Außen- und 
Entwicklungspolitik bedeutet daher: Wir müssen Frauen stärker 
einbinden und ihre Belange in den Mittelpunkt stellen. Gerade 
bei Konflikten müssen Frauen eine aktive Rolle spielen, von 
der Vorbeugung bis an den Friedenstisch, beim Wiederaufbau 
und bei der Versöhnung von Gesellschaften. Die Perspektiven 
von Frauen, die manchmal ganz andere sein können, fehlen 
leider zu häufig. Mit der Bundeswehr können wir eine solche 
Politik unterstützen, indem wir durch militärische Einsätze die 
Sicherheit in Krisenregionen erhöhen – gerade auch für Frau-
en, die von Kriegen, Konflikten und Gewalt ganz besonders 
betroffen sind. Dadurch schaffen wir Raum für diplomatische, 
entwicklungspolitische und humanitäre Bemühungen und für 
politischen Fortschritt. Wichtig ist darüber hinaus: An unseren 
militärischen Einsätzen müssen Frauen, Soldatinnen, beteiligt 
sein. Denken Sie beispielsweise an eine Patrouille in Mali oder 
ein Beobachtungsteam in Bosnien und Herzegowina. Mit einer 
weiblichen Perspektive sehen wir mehr und genießen höheres 
Vertrauen in der weiblichen Bevölkerung vor Ort.

Nach über 20 Jahren im Bundestag haben Sie bei der Wahl 
2021 nicht mehr als Abgeordnete kandidiert. Hatten Sie sich 
eigentlich schon auf Ihren Ruhestand gefreut? 
Wie fühlt es sich für Sie an, dass Sie kaum ein Jahr später das 
größte Militärbudget zu verwalten haben, was jemals eine 
Verteidigungsministerin in der Bundesrepublik verantworten 
durfte oder auch musste? Wie geht es Ihnen als Verteidigungs-
ministerin in dieser unfriedlichen Zeit und wie geht es den 
Menschen, die Ihnen unterstehen?

In meiner Abschiedsrede im Bundestag habe ich Trude Herr 
zitiert: „Niemals geht man so ganz.“ (lacht) Aber im Ernst: Ich 
war 23 Jahre im Bundestag, in denen ich regelmäßig zwischen 
meinem hessischen Wahlkreis und der Hauptstadt gependelt bin. 
23 Jahre Leben aus dem Koffer sind genug. Und daher habe ich 
mich entschieden, nicht mehr zu kandidieren. Aber für mich war 

https://doi.org/10.5771/1866-377X-2022-4-202 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 18.01.2026, 13:47:31. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/1866-377X-2022-4-202


204 djbZ 4/2022

Impressum

immer klar, dass ich weiterhin für Politik brennen werde. Und 
dazu gehört es für mich auch, Verantwortung zu übernehmen. 
Ich bin aus Überzeugung Verteidigungsministerin und ich brenne 
für meine Bundeswehr. Gerade in Zeiten wie diesen sehe ich es 
als politische und gesellschaftliche Pflicht, unsere Soldatinnen 
und Soldaten für ihre verantwortungsvolle Aufgabe bestmöglich 
auszurüsten. Und dafür ist das Sondervermögen Bundeswehr 
von 100 Milliarden Euro – nach Jahrzehnten der Mangelver-
waltung – dringend nötig. Ich erlebe die Frauen und Männer 
in der Bundeswehr in diesen Zeiten als sehr ernst und betroffen 
über den schrecklichen Krieg in der Ukraine, aber vor allem 
auch als sehr zielgerichtet und motiviert. Wir alle sind froh, 
dass wir die Ukraine mit Waffen und militärischer Ausbildung 
unterstützen können. Gleichzeitig verstärken wir mit großen 
Kraftanstrengungen unsere Präsenz an der NATO-Ostflanke, 
insbesondere in Litauen und der Slowakei, um unseren osteuro-
päischen Verbündeten Sicherheit zu geben. Und wir arbeiten mit 
Hochdruck daran, die Bundeswehr wieder zu dem zu machen, 
was sie sein muss: eine starke Kraft in einem starken Bündnis, 
und damit ein Stützpfeiler von Freiheit, Recht und Demokratie.

Wir feiern in diesem Jahr das Jubiläum „100 Jahre Frauen in Ju-
ristischen Berufen“. Der djb begleitet dieses Jubiläum mit einer 
Kampagne, die gerade junge Jurist*innen dafür sensibilisieren 
soll, dass der Einsatz für gleichstellungsrechtliche und -politi-

sche Fragen und Missstände nötig und lohnend ist. Sie haben 
als Justizministerin diese Kampagne mit auf den Weg gebracht. 
Was möchten Sie jungen Kolleg*innen in dieser Hinsicht auf 
den Weg geben?
In Deutschland haben wir bei der Gleichstellung der Geschlech-
ter schon Einiges erreicht. Aber, bis wir tatsächlich und alltäg-
lich gleichgestellt sind, gibt es noch sehr viel zu tun. Denken 
Sie, als nur ein Beispiel, an die gewaltige Gender Pay Gap von 
fast 20 Prozent. Daran mitzuarbeiten, diese existierenden Bar-
rieren einzureißen, ist gesellschaftlich wichtig. Und es ist, wie 
ich finde, auch persönlich unfassbar bereichernd, hier konkret 
etwas verändern und verbessern zu können. Wir Frauen werden 
dringend gebraucht. Wir müssen mitreden, uns einbringen 
und engagieren, und zwar überall. Ich möchte junge Frauen 
daher ausdrücklich ermutigen: Macht, was zu euren Stärken 
passt – frei von Geschlechterklischees. Traut Euch! Interessiert 
Euch auch und gerade für Themen, die als klassische Män-
nerdomänen gelten. Wir können Sicherheit und Verteidigung, 
Technik, Wirtschaft und Finanzen, wir können Führung, wir 
können alles. Gerade auch als Juristinnen haben wir viel zu 
bieten, was uns noch mehr für all das befähigt. Nehmt Euch, 
was Euch zusteht, kämpft dafür, seid selbstbewusst und lasst 
Euch auch von Rückschlägen nicht entmutigen. Denn wie 
heißt es so schön? „Wenn es einfach wäre, dann würden es 
andere machen.“
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